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Praktisch orientierte Berufe 
ein unzureichendes Konzept 

Die Bundesregierung greift mit ihrer 

Forderung, im Zuge der Modernisie­

rung der Ausbildungsberufe auch 

neue Berufe mit überwiegend prakti­

schen Anforderungen zu entwickeln, 

Vorschläge aus früheren Jahren auf, 

die damals unter Schlagworten wie 

"theoriegeminderte Ausbildungsbe­

rufe", "Helferberufe" oder "Benach­

teiligtenberufe" diskutiert wurden. 

Gemeinsam ist allen Vorschlägen, das 

Anspruchsniveau der Ausbildung zu 

reduzieren bzw. anders auszurichten, 

um die Ausbildungschancen für Ju­

gendliche mit ungünstigeren Lern­

voraussetzungen zu erhöhen. Der 

jüngste Vorschlag hebt sich von den 

früheren allerdings positiv durch das 

eindeutige Bekenntnis zum Berufs­

konzept und zur Arbeitsmarktorien­

tierung ab. Trotzdem ist dieses Kon­

zept wenig tragfähig. Alternative 

Strategien wie Zertifizieren von Teil­

kompetenzen und Nachholen von 

Ausbildungsabschlüssen im Verbund 

mit Beschäftigung - die auch im neu­

en Programm zum Abbau der Ju­

gendarbeitslosigkeit eine Rolle spie­

len - versprechen hier mehr Erfolg. 

Praktisch orientierte 
Berufe sind besser als 
Benachteiligtenberufe 

Die Forderung der Bundesregierung richtet 

sich nicht auf Berufe für praktisch Begabte, 

sondern auf Berufe, die prinzipiell allen Ju­

gendlichen offenstehen, aber unter Einhal­

tung der Qualitätskriterien des Berufskon­

zepts und der Arbeitsmarktorientierung dem 

Lernvermögen praktisch begabter Jugendli­

cher entgegenkommen. 1 Zielgruppenspeziel­

le Kriterien werden zu Recht den Qualitäts­

kriterien des (deutschen) Berufskonzepts und 

der Arbeitsmarktverwertung nachgeordnet 

Die Festlegung eines einfacheren Abschluß­

niveaus bedeutet nicht prinzipiell, daß die 

mit dem Berufskonzept formulierten Quali­

tätsanforderungen aufgegeben werden. Es 

könnte ja sein, daß ein Berufsbild überfrach­

tet wäre und ein "einfacherer" Abschluß 

durchaus zu einer berufl ichen Handlungsfä­

higkeit führt, die den Anforderungen hin­

sichtlich der Fach-, Methoden- und Sozial­

kompetenz, der Fähigkeit zum Weiterlernen, 

der breiten Einsetzbarkeit, der tariflichen und 

sozialrechtlichen Absicherung und der Nach­

frage im Beschäftigungssystem entspricht. 

Problematisch wird es, wenn neben weiter­

bestehenden "Vollabschlüssen" zusätzliche 

Abschlüsse mit geringerem Anforderungsni­

veau festgelegt werden. Dieser Bewertung 

liegen Erfahrungen mit bisherigen Regelun­

gen zur Stufenausbildung und zu Sonderaus­

bildungsgängen für Behinderte (§ 48 BBiG 

bzw. § 42 b Hwü ) zugrunde. 

Der starke Rückgang des betrieblichen Ange­

bots und der Nachfrage der Jugendlichen 

nach einer gestuften Ausbildung läßt Zweifel 

aufkommen, ob diese Ausbildungsgänge den 

Ansprüchen des Berufskonzepts und den Ar­

beitsmarktanforderungen auch dann genü-

22 BWP 28/ 1999 j 1 • Themenschw erpunkt 



Berufskonzept 

Ziel jeder Ausbildung muß eine Hand­

lungsfähigkeit sein, die die notwendige 

Fach-, Sozial- und Methodenkompetenz 

zur selbständigen Planung, Durchfüh­

rung und Kontrolle beruflicher Tätigkei­

ten beinhaltet und zum Transfer des Ge­

lernten befähigt. 

Es sollen vielfliltige Beschäftigungsop­

tionen auf breitangelegter beruflicher 

Basis über den rein innerbetrieblichen 

Verwendungszusammenhang hinaus er­

möglicht werden. 

Mobilität und Transparenz setzen bun­

desweit anerkannte Ausbildungsab­

schlüsse und einheitliche Standards hin­

sichtlich der vorhandenen und nachge­

fragten beruflichen Kompetenzen voraus. 

Ausbildung soll die Initialqualifikation 

zum Weiterlernen und zur Bewältigung 

beruflicher Veränderungen vermitteln 

und zur tarif- und sozialrechtlichen Ab­

sicherung beitragen. 

Ausbildungsberufe- auch praktisch orien­

tierte - müssen sich am Bedarf des Be­

schäftigungssystems ausrichten. 

gen, wenn- was beispielsweise bei den Tex­

tii-Stufenberufen häufig vorkommt- nur die 

erste Stufe durchlaufen wird. 2 Wenn jetzt 

Stufenausbildungsgänge vermehrt gefordert 

werden (etwa für Bauberufe des Hand­

werks), muß besondere Aufmerksamkeit auf 

die Berufs- und Arbeitsmarktfähigkeit schon 

der ersten Stufe gelegt werden. Nur so läßt 

sich ein ,,Abrutschen" in Anlernberufe, die 

bereits 1969 abgeschafft wurden, vermeiden. 

Ausbildungsgänge für spezielle Zielgruppen 

können in der Praxis dazu führen, daß das 

Ausbildungsniveau für Personen, die nicht 

zur Zielgruppe gehören, reduziert wird. Daß 

dies vorkommt, zeigt bereits ein Blick in die 

Statistik: Der Anteil der Jugendlichen in Son­

derausbildungsgängen für Behinderte ist 

1997 in den neuen Bundesländern viermal so 

hoch wie in den alten Ländern. 3 Es ist abso­

lut unwahrscheinlich, daß Schulabgänger in 

den neuen Ländern um ein Vielfaches häufi­

ger in einer Weise behindert sind, die eine 

Sonderausbildung erforderlich machen wür­

de. Der deutliche Anteilsunterschied kann 

deshalb nicht seitens der persönlichen Vor­

aussetzungen der Jugendlichen erklärt wer­

den, sondern nur durch den Mangel an voll­

wertigen Ausbildungsplätzen. Da neue "Be­

nachteiligtenberufe" ebenfalls zur allgemei­

nen Reduzierung des Ausbildungsniveaus 

mißbraucht werden könnten, sind sie abzu­

lehnen. 

Solche grundlegenden Probleme sind mit der 

Entwicklung von Berufen mit überwiegend 

praktischen Anforderungen nicht verbunden, 

sofern diese (formal) allen Jugendlichen of­

fenstehen und parallel keine niveauhöheren 

Abschlüsse existieren. Der Entwicklungs­

spielraum für solche Berufe ist allerdings äu­

ßerst begrenzt. 

Die Entwicklung praktisch 
orientierter Berufe stößt an 
enge Grenzen 

Häufig wird ein niedriges (Theorie-)An­

spruchsniveau bzw. ein hoher Anteil prakti­

scher Anforderungen vorschnell gleichge­

setzt mit einer zweijährigen Ausbildungsdau­

er des entsprechenden Berufs. 4 1997 wurden 

37 661 Neuabschlüsse in zweijährigen Beru­

fen gezählt, davon fast ein Drittel im Beruf 

der Verkäuferin. Dieser Beruf hat nach der 

Expertenbefragung des IAB 5 aber nahezu 

das gleiche Profil an theoretischen Anforde­

rungen wie der dreijährige Beruf der Einzel­

handelskaufleute. Der zweijährige Beruf, der 

immerhin einen Anteil von 26 Prozent Real­

schüler I -innen, zehn Prozent Berufsfach­

schulabsolventen/ -innen und zwei Prozent 

Abiturienten/ -innen aufweist6, ist deshalb 

kein geeignetes Beispiel für praktisch orien­

tierte Berufe. Andere zweijährige Berufe 

zeichnen sich sogar durch noch höhere An­

teile besser vorgebildeter Jugendlicher aus 

(z. B. Chemielaborjungwerker mit 63 Pro­

zent Realschulabschluß und 13 Prozent Ab­

itur). 

I Ein Abrutschen 
in Anlernberufe 
muß vermieden 

werden 

Im jüngsten Berufsbildungsbericht der Bun­

desregierung wird zu Recht darauf hingewie­

sen, daß das Anspruchsniveau einer Ausbil­

dung nicht an der in der jeweiligen Ausbil­

dungsordnung festgelegten Ausbildungsdau­

er zu messen ist. Eine zweijährige Ausbil­

dungszeit kann durchaus auch für theoretisch 

anspruchsvolle Berufe angemessen sein, wie 

die vielfach vereinbarte kürzere Ausbil­

dungszeit von Abiturienten schon heute be­

legt. Umgekehrt können stärker praktisch 

orientierte Berufe eine dreijährige Ausbil­

dungszeit erfordern, beispielsweise weil so­

lange bis zur sicheren Beherrschung der zu 

vermittelnden Qualifikationen gebraucht 

wird oder weil für den ausbildenden Betrieb 

der Saldo zwischen Ausbildungsvergütung 

und sonstigen Ausbildungskosten sowie den 

Erträgen durch produktive Leistungen wäh­

rend der Ausbildung und eingesparten Perso­

nal-Rekrutierungskosten erst nach drei Jah­

ren ausgeglichen ist. 

Die schulische Vorbildung ist als Indikator 

zur Bestimmung praktisch orientierter Beru­

fe sicher besser geeignet, auch wenn stati­

stisch nur die (formale) schulische Vorbil­

dung der Auszubildenden in dem jeweiligen 
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Tabelle 1: Anteil der Auszubildenden ohne Haupt­
schulabschluß nach Ausbildungsberei­
chen (in Prozent der Neuabschlüsse) 

Ausbildungsbereich 

Hauswirtschaft 22,1 12,7 

Landwirtschaft 5,4 3,1 

Handwerk 4,7 4,2 

Seeschiffahrt 2,1 4,2 

Industrie und Handel 1,2 1,2 

Freie Berufe 0,4 0,2 

Öffentlicher Dienst 0,3 0,0 

•••••••••••••••••• 
Insgesamt 2.7 2,4 

Beruf erlaßt wird. Gemessen wird der Anteil 

Jugendlicher ohne Hauptschulabschluß. 7 

Hohe Anteilswerte weisen die Bereiche 

Hauswirtschaft, Landwirtschaft und Hand­

werk auf. Unterdurchschnittlich häufig sind 

Auszubildende ohne Hauptschulabschluß 

demgegenüber in Industrie und Handel, den 

freien Berufen und dem öffentlichen Dienst 

vertreten (Tab .I). 

Unter Beachtung der Anteilswerte und der 

Besetzungszahlen 8 können - gemessen am 

Kriterium "ohne Hauptschulabschluß" - nur 

wenige Berufe als "praktisch orientiert" be­

zeichnet werden. Es sind- neben dem Beruf 

Gebäudereiniger/-in - vor allem der Beruf 

Hauswirtschaftert-in sowie Berufe des Nah­

rungsmittelhandwerks, des Gastgewerbes, 

der Metallverarbeitung und des Bau- und 

Baunebengewerbes (Tab. 2). Das Berufs­

spektrum ähnelt stark dem Berufsspektrum 

der außerbetrieblichen Benachteiligtenförde­

rung (BüE). Da im Jahr 1997- bei insgesamt 

16 256 neuabgeschlossenen Ausbildungsver­

trägen mit Jugendlichen ohne Hauptschulab­

schluß - rund 10 800 in der außerbetriebli­

chen Ausbildung9 gezählt wurden, können 

dem betrieblichen Bereich nur rund 5 500 

Ausbildungsplätze für diese· Zielgruppe zu-

Tabelle 2: Anteil der Auszubildenden ohne Haupt­
schulabschluß in ausgewählten Berufen 
(in Prozent der Neuabschlüsse) 

Ausbildungsberuf 

Gebäudereiniger-I in 11,8 

Hauswirtschafter I -in 9,9 

Maler I -in und Lackierer I -in 9,8 

Hochbaufacharbeiter I -in 9,2 

Teilezurichter I -in 8,4 

Fleischer I -in 8,0 

Fachgehilf(el-in) im Gastgewerbe 6,3 

Metallbauer 5,9 

Bäcker I-in 5,8 

Maurer I -in 5,7 

gerechnet werden. Hier wird deutlich, daß 

praktisch orientierte Berufe im "normalen" 

betrieblichen Ausbildungsbereich auf weit­

aus weniger Akzeptanz stoßen, als man auf 

den ersten Blick annehmen könnte. 

Diese Aussage wird auch dadurch gestützt, 

daß betriebliche Ausbilder gerade in Berufen 

mit hohem Anteil von Jugendlichen ohne 

Hauptschulabschluß darüber klagen, trotz 

vieler unversorgter Bewerber nicht unter ge­

nügend geeigneten Bewerbern auswählen zu 

können (zum Beispiel Bekleidungsherstel­

ler I -innen, Maler und Lackierer I -innen. 10 

Der Schluß liegt nahe, daß betriebliche Aus­

bilder in den sogenannten "einfacheren" Be­

rufen i. d. R. doch höhere Anforderungen an 

die Eingangsvoraussetzungen der Bewerber 

stellen, als sie Jugendliche ohne Hauptschul­

abschluß bzw. "praktisch Begabten" mitbrin­

gen. 

Zusammengenommen darf der mögliche 

Effekt, durch neue praktisch orientierte Beru­

fe einer nennenswerten Zahl von Jugendli­

chen mit ungünstigeren schulischen Voraus­

setzungen bessere Ausbildungsmöglichkei­

ten zu verschaffen, nicht überbewertet wer­

den, zumindest nicht, wenn damit betriebli­

che Ausbildungsmöglichkeiten gemeint sind. 
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Zielgruppe differenziert 
betrachten und ergänzende 
Strategien einsetzen 

Im "Nationalen Aktionsplan zur Umsetzung 

der beschäftigungspolitischen Leitlinien der 

Europäischen Union für das Jahr 1998 ... " 

wird die Zielgruppe für Ausbildungsberufe in 

Beschäftigungsfeldern mit überwiegend 

praktischen Anforderungen synonym be­

schrieben als "Jugendliche, deren Leistungs­

schwerpunkt eher in praktischen als in theo­

retischen Fähigkeiten liegt." 11 Eine empi­

risch begründete Angabe zur Größenordnung 

der Gruppe existiert nicht. Oft werden Schul­

abgänger ohne Hauptschulabschluß mit der 

Zielgruppe gleichgesetzt (1997 = 79 000) 

oder sogar pauschal alle jüngeren Personen, 

die ohne Berufsausbildung bleiben (zwölf 

Prozent der 20- bis 29jährigen, das entspricht 

rund 125 000 Personen eines durchschnittli­

chen Altersjahrgangs 12) . 

Geht man von den zwölf Prozent eines Jahr­

gangs aus, die nach Überschreiten des ausbil­

dungstypischen Alters noch keinen Berufsab­

schluß erlangt haben und sich auch nicht in 

Ausbildung befinden, so zeigt sich, daß in 

dieser Gruppe durchaus viele sind, an deren 

Leistungsfähigkeit kaum Zweifel angebracht 

sind (beispielsweise hat jeder zehnte die 

Fachhochschul- oder Hochschulreife und je­

der achte ein Ausbildungsangebot abge­

lehnt). Es wäre falsch, die Gruppe als Ganzes 

als Zielgruppe für praktisch orientierte Beru­

fe zu betrachten. Nicht alle sind leistungs­

schwach und nicht alle Leistungsschwäche­

ren weisen Lernprobleme im Theoriebereich 

auf bzw. sind praktisch begabt: Aus einer Un­

tersuchung über ersatzlose, endgültige Aus­

bildungsabbreeher geht beispielsweise her­

vor, daß "Theorieschwierigkeiten" erst an 

sechster Stelle als Abbruchgrund genannt 

werden, d. h. weit hinter anderen Gründen, 

wie z. B. Lernschwierigkeiten aufgrund von 

Konflikten mit Ausbildern oder aufgrund von 

sozialen/familiären Problemen, stehen. Ab-



brecherinnen scheitern sogar häufiger an Pro­

blemen mit der praktischen Ausbildung als 

an Theorieanforderungen. 13 

Die Strategie, Ausbildungsberufe in Beschäf­

tigungsfeldern mit überwiegend praktischen 

Anforderungen einzurichten, kann mit Blick 

auf die heterogene Zusammensetzung der Ju­

gendlichen, die bisher ohne Berufsausbil­

dung bleiben, nur für die wesentlich kleine 

Teilgruppe derjenigen gelten, die tatsächlich 

mit den Theorieanforderungen (und den 

Theorievermittlungsformen !) der Ausbildung 

nicht zurecht kommen. Und auch für diese 

(enger gefaßte Zielgruppe) kann die Einrich­

tung praktisch orientierte Berufe nur als ein 

Ansatz unter anderen bezeichnet werden. 

Mindestens genauso wichtig ist eine hand­

lungsorientierte Theorievermittlung, eine ef­

fektivere Gestaltung berufsvorbereitender 

Maßnahmen und eine Stärkung der sozial­

pädagogisch ausgerichteten Ausbildung. 

Diese Konzepte und Maßnahmen sind weit­

gehend bekannt. Positive Effekte werden 

darüber hinaus von der Umsetzung neuerer 

Vorschläge erwartet, die sich auf die Zertifi­

zierung von Teilkompetenzen und auf das 

Nachholen von Ausbildungsabschlüssen im 

Verbund mit Beschäftigung beziehen. Auf 

beide wird nachfolgend eingegangen. 

Teilkompetenzen zertifizieren 
- Transparenz 
durch Qualifikationspaß 

Der Effekt, durch praktisch orientierte Beru­

fe mehr Jugendlichen zum Berufsabschluß 

zu verhelfen, ist vermutlich geringer als der 

mögliche Effekt, der entstünde, wenn vor­

handene Teilkompetenzen transparent festge­

halten, gebündelt und zielgerichtet für das 

Nachholen von Ausbildungsabschlüssen ge­

nutzt werden würden. Aus der aktuellen 

BIBB-EMNID-Untersuchung ist erkennbar, 

daß 36 Prozent der 20- bis 29jährigen ohne 

Berufsabschluß eine angetretene duale oder 

vollzeitschulische Berufsausbildung ersatz­

los abgebrochen bzw. die Abschlußprüfung 

endgültig nicht bestanden haben. Hinzu 

kommen viele Jugendliche, die berufliche 

Teilqualifikationen durch Joberfahrung 

und/ oder berufsvorbereitende Maßnahmen 

aufweisen. Hier ist - neben präventiven 

Maßnahmen z. B. zur Vermeidung von Ab­

brüchen - nach einem Weg zu suchen, wie 

für diejenigen, die im ersten Anlauf keinen 

Berufsabschluß erreichen, die individuell 

erworbenen Qualifikationen so zertifiziert 

werden können, daß sie für den Arbeitsmarkt 

und für später evtl. wieder anschließende be­

rufliche Bildungsprozesse besser als bisher 

verwertbar sind. 

I Pauschale 
Gruppenzuordnung 

führt zu 
Fehlschlüssen 

Die in einer Pressemeldung des Bundesinsti­

tuts für Berufsbildung hervorgehobene Anre­

gung eines von der Systematik her einheitli­

chen Qualifikationspasses sollte aufgegriffen 

werden. 14 Mit einem solchen Paß als "instru­

mentelles" Resultat einer stärkeren Normie­

rung auf der Ebene von Teilkompetenzen 

(Ausbildungselemente/Module) wäre leich­

ter identifizierbar, auf welche Teilkompeten­

zen bei einer sich später anschließenden 

Nachqualifizierung zurückgegriffen werden 

kann und welche noch zu vermitteln sind. 

Auch die Verwertung von Teilkompetenzen 

auf dem Arbeitsmarkt kann durch ein solches 

Zertifizierungsverfahren im Vergleich zu den 

wenig aussagefähigen und kaum vergleich­

baren Abgangszeugnissen der Betriebe bzw. 

Ausbildungseinrichtungen erleichtert wer­

den. 

Verantwortlich für die Prüfung und Zertifi­

zierung der Teilkompetenzen und Zusatzqua­

lifikationen wäre - so wie es § 8 BBiG ver-

langt - der vertragsschließende Ausbildungs­

träger, d. h. üblicherweise der Betrieb, bei 

Ausbildungsverbünden der Leitbetrieb bzw. 

die Regiestelle und bei außerbetrieblicher 

Ausbildung die Ausbildungseinrichtung. Der 

zertifizierende Ausbildungsträger ist nicht an 

ein vorgegebenes Prüfungsverfahren gebun­

den, sondern bestimmt selbst, wie er den 

Wert des Prüfverfahrens nach außen hin do­

kumentiert.15 Sinnvoll wäre beispielsweise 

eine Auflistung des Inputs (z. B. Kurse, Mit­

arbeit an Arbeitsaufträgen) und/oder eine 

Beschreibung der eingesetzten Prüfverfahren 

(z. B. Arbeitsprobe, Test, Prüfungsgespräch). 

Die Zertifizierung von Teil- und Zusatzkom­

petenzen, die während der Ausbildungszeit 

erworben werden, greift die Verpflichtung 

des Ausbildungsträgers auf, wonach der 

"Ausbildende dem Auszubildenden bei Be­

endigung des Berufsausbildungsverhältnis­

ses ein Zeugnis auszustellen hat ... " ( § 8 

BBiG). Neue Niveaubezeichnungen wie 

kleiner Gesellenbrief oder Fachhelfer sind 

mit solchen Teilkompetenzen nicht zu ver­

binden (auch nicht mit der Zertifizierung von 

Teilleistungen bei der Abschlußprüfung), 

weil sonst die individuelle Motivation der Ju­

gendlichen beeinträchtigt wird, einen Berufs­

abschluß zu erwerben, und die Bereitschaft 

der Betriebe nachlassen könnte, alle Ausbil­

dungselemente anzubieten, die zum Errei­

chen des vollwertigen Abschlusses erforder­

lich sind. 

Unter dem Aspekt der Erfassung von Zusatz­

qualifikationen während der Ausbildung und 

der zunehmenden Möglichkeit, spezielle 

Ausbildungselemente innerhalb eines aner­

kannten Ausbildungsberufs zu wählen, sollte 

ein Qualifikationspaß auch in diesen Fällen 

geführt werden. Dies wird als notwendig er­

achtet, weil im Kontext der gezielten Förde­

rung leistungsstärkerer Jugendlicher, kom­

mender Modulwahlmöglichkeiten und der 

stärkeren Vernetzung von Aus- und Weiter­

bildung damit zu rechnen ist, daß Auszubil­

dende in zunehmendem Maße zusätzliche 

BWP 28/1999/1 • Themenschwerpunkt 25 



Der Qualifikationspaß 

Der Paß sollte - neben persönlichen Da­

ten und Angaben zur Schulbildung/Be­

rufsvorbereitung - folgende Informatio­

nen/Zertifikate zur Berufsausbildung 

enthalten: 

• Beschreibung des Berufsbildes mit 

den einzelnen Ausbildungselementen 

(dreisprachiges Ausbildungsprofil) 

• bei bestandener Abschlußprüfung: 

Zertifikat der zuständigen Stelle gemäß 

§§ 34ff. BBiG und Zertifikat des Aus­

bildungsbetriebest -trägers gemäß § 8 

BBiG 

• bei nicht bestandener Abschlußprü­

fung: Zertifikat der zuständigen Stelle 

über Prüfungsteilnahme und Teilleistun­

gen, in denen eine Notenbewertung von 

l bis 4 erreicht wurde 

• bei nicht bestandener Abschlußprü­

fung oder Abbruch vor Abschlußprü­

fung: Zertifikat über nachgewiesene Teil­

kompetenzen durch den Ausbildungsbe­

triebt-träger gemäß § 8 BBiG nach der 

im Ausbildungsprofil vorgegebenen Sy­

stematik der Ausbildungselemente/ -mo­

dule 

• bei bestandener und bei nichtbstande­

ner Abschlußprüfung: Zertifikat über 

nachgewiesene Zusatzqualifikationen 

(Qualifikationen, die über das Berufsbild 

hinausgehen) durch die Ausbildungsbe­

triebt-träger gemäß § 8 BBiG 

• bei Ausbildungsabschnitten, die im 

Ausland absolviert werden: Zertifikat 

über entsprechende Ausbildungsele­

mente/ -module bzw. Zusatzqualifikatio­

nen (entsprechend dem Vorschlag der 

Europäischen Kommission). 

oder ausgewählte Qualifikationen erwerben 

werden und diese transparent nachweisen 

müssen, damit sie auf dem Arbeitsmarkt und 

für spätere Weiterbildungsabschlüsse ver­

wertbar bzw. anrechenbar sind. Der Qualifi­

kationspaß könnte schließlich auch die Funk­

tion übernehmen, im europäischen Ausland 

erworbene Kompetenzen zu dokumentieren. 

Dies hat die Europäische Kommission 

mit ihrer Empfehlung zur Einführung des 

EUROPASS-Berufsbildung vom 12. 11. 1997 

angeregt. 

"Zweite Chance" 
zum Berufsabschluß nutzen 

Junge Menschen ohne Berufsausbildung ha­

ben über die traditionellen, meist schulisch 

ausgerichteten Lernformen und -methoden 

nur geringe Chancen, einen anerkannten Be­

rufsabschluß nachzuholen. Die Folge: Der 

Status "ohne formalen Berufsabschluß ge­

blieben zu sein" verfestigt sich. Un- und An­

gelernte sind dem Abbau von Einfacharbeits­

plätzen (knapp drei Millionen innerhalb von 

15 Jahren) voll ausgeliefert. 

Daß dies nicht so sein muß, belegen neuere 

Nachqualifizierungsansätze sowie mehrere 

Modellversuche, die vom Bundesinstitut für 

Berufsbildung fachlich betreut und vom 

Bundesministerium für Bildung und For­

schung sowie dem jeweiligen Bundesland fi­

nanziert werden. 16 Ihr Ziel ist das Nachholen 

von anerkannten Berufsabschlüssen im Ver­

bund mit Beschäftigung. Junge Erwachsene 

ohne Berufsabschluß erhalten - unterstützt 

durch Lohrtkostenzuschüsse - Teilzeit­

Arbeitsverträge in Betrieben und werden mit 

20 Prozent Zeitanteil berufsbegleitend auf 

die "Externenprüfung" nach dem BBiG bzw. 

der HwO vorbereitet. Der Arbeitsplatz selbst 

wird als Lernfeld genutzt. Eine andere Vari­

ante verbindet nach denselben Prinzipien Ar­

beitsbeschaffungsmaßnahmen mit abschluß­

bezogeneuer Qualifizierung über Umschu­

lung. 
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Bereits 1996 hat der aus Tarifpartnern, Bun­

des- und Ländervertretern paritätisch zusam­

mengesetzte Hauptausschuß des Bundesin­

stituts für Berufsbildung eine Zehn-Punkte­

Empfehlung beschlossen, wie Beschäftigte 

und Arbeitslose, die ohne formalen Berufs­

abschluß geblieben sind, einen solchen im 

Verbund mit Beschäftigung nachholen kön­
nen.17 

I Nachholen von 
Ausbildungsabschlüssen 

im Sofortprogramm 
gegen 

Jugendarbeitslosigkeit 
verankern 

Neben den fünf vom BIBB betreuten Wirt­

schaftsmodellversuchen sind mittlerweile 

weitere 28 Landesmodell versuche/ -projekte 

angeregt worden. Zu wünschen wäre eine 

Verfestigung des Nachqualifizierungskon­

zepts über Modellversuche hinaus. Dann 

könnte eine nennenswerte Zahl junger Er­

wachsener, die in den vergangeneu Jahren 

ohne Berufsausbildung geblieben sind, den 

"Führerschein für das Erwerbsleben" nach­

holen. Unter den rund 1,25 Millionen Un­

und Angelernten zwischen 20 und 29 Jahren 

dürften (geschätzt aufgrund einschlägiger 

Untersuchungsergebnisse) etwa 250 000 Per­

sonen eine solche "zweite Chance" wahrneh­

men -ein entsprechend breites Angebot vor­

ausgesetzt. 

Wenn wir Jugendlichen, die unter bisherigen 

Ausbildungs- und Förderbedingungen nicht 

zum Ausbildungsabschluß gelangen, den 

"Erwerbstätigen-Führerschein" ermöglichen 

wollen, trägt eine entsprechende Nachquali­

fizierungsstrategie - die sich jetzt auch im 

Sofortprograrnrn 18 der Bundesregierung 

wiederfinden wird und ein neues Zertifizie­

rungsverfahren von Teilkompetenzen voraus­

setzt - mehr zu diesem Ziel bei, als der ord-



nungspolitisch durchaus vertretbare, aber in 

der quantitativen Wirkung enger begrenzte 

Ansatz, neue Berufe mit überwiegend prak­

tischen Anforderungen zu entwickeln. 
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